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Anhörung: Entlastung durch mehr
Kindergeld ist erneut Nullsummenspiel
für Alleinerziehende!

Berlin, 17. Oktober 2022. Der Finanzausschuss des Bundestages berät heute in
einer Anhörung über das Inflationsausgleichsgesetz. „Der Gesetzesentwurf
verfehlt das Ziel, Alleinerziehende in der Inflation wirksam zu entlasten. Die
Kindergelderhöhung wird für viele Kinder von Alleinerziehenden erneut zum
Nullsummenspiel. Wir fordern, das Zusammenspiel von Unterhaltsvorschuss
und Kindergeld zu verbessern und zügig die geplante Steuergutschrift für
Alleinerziehende umzusetzen. Denn sie brauchen eine tatsächliche
Verbesserung dringend“, kritisiert Miriam Hoheisel, Bundesgeschäftsführerin
des Verbandes alleinerziehender Mütter und Väter e.V. (VAMV).

Das Kindergeld wird sowohl mit den Leistungen des SGB II als auch mit dem
Unterhaltsvorschuss voll verrechnet und erreicht somit viele armutsgefährdete
Kinder nicht. Jedes zweite Kind in Armut wächst im Haushalt einer
Alleinerziehenden auf. Bei Kindern, die Unterhalt erhalten, wird das halbe
Kindergeld verrechnet. In Alleinerziehenden-Haushalten stehen somit nicht 18
Euro mehr Kindergeld zur Verfügung, sondern 9 oder nur 0 Euro. Um vom
höheren Kinderfreibetrag zu profitieren, haben Alleinerziehende oftmals ein zu
kleines Einkommen. Auch durch den Ausgleich der kalten Progression haben
vor allem Menschen mit hohen Einkommen ein deutliches Plus. „Dabei treffen
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Familien mit kleinem Einkommen und somit viele Alleinerziehende und ihre
Kinder die steigenden Lebenshaltungspreise und Energiekosten besonders
hart“, bemängelt Hoheisel.

„Der VAMV fordert, das Kindergeld nur zur Hälfte auf den Unterhaltsvorschuss
anzurechnen, wie beim Unterhalt. Das wäre für Alleinerziehende eine
wirkungsvolle, dringend notwendige Entlastung. Leider hat der Bundestag
gerade einen entsprechenden Antrag der Opposition abgelehnt“, bemängelt
Hoheisel. „Dabei hatten in der Anhörung des Familienausschusses hierzu die
Sachverständigen einhellig diese Erhöhung des Unterhaltsvorschuss
befürwortet.“

„Umso wichtiger ist es, die angekündigte Steuergutschrift für Alleinerziehende
zügig umzusetzen. Denn diese würde auch Alleinerziehende mit kleinen und
mittleren Einkommen gezielt unterstützen, wenn sie gut ausgestaltet wird. Die
Steuergutschrift ist im Koalitionsvertrag in einem Atemzug mit dem
Sofortzuschlag genannt – das hat die Erwartung geweckt, dass auch diese
schnell kommt“, betont   Hoheisel.
 

Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter e.V. (VAMV) vertritt seit 1967
die Interessen der heute 2,6 Millionen Alleinerziehenden. Der VAMV fordert die
Anerkennung von Einelternfamilien als gleichberechtigte Lebensform und
entsprechende gesellschaftliche Rahmenbedingungen. Er tritt für eine
verantwortungsvolle gemeinsame Elternschaft auch nach Trennung und
Scheidung ein.
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